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Nr. 274. Mittag ⸗ Ausgabe. 


Preußen. 
Candtags⸗ Verhandlungen. 

69. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten vom 14. Juni. 

Eröffnung 9% Uhr. Die Tribünen find mäßig beſetzt. Am Minifters 
tiſch der Handelsminiſter Graf Itzenplitz mit drei Reg.⸗Commiſſaren. Später 
der Finanzminiſter v. Bodelſchwingh. 

Präſident Grab ow theilt mit, daß im Herrenhauſe die Herren v, Rab: 

d v. Kröcher als Mitglieder der Staatsſchulden⸗Commiſſion gewählt und 
reidigt ſind und daß aus dem 4 berliner Wahlbezirke eine J nde 
deſſe in der Virchow'ſchen Angelegenheit eingegangen ih er Stadtver⸗ 
Al Elſter und Dr. Ries haben die Adreſſe im Namen der Wähler unter⸗ 
ichnet. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Geſetz⸗Entwurf betreffend 
ne Zinsgarantie von 4% für das Anlage⸗Kapital einer Eiſenbahn von 
Leinefelde über Mühlbauſen und Langenſalza bis zur Landesgrenze in der 
Richtung auf Gotha. Das Kapital ift für die preußiſche Strecke auf 3,661,980 
Thaler vetanſchlagt, welches die thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft durch Aus⸗ 
gabe von Stammactien Lit, B. beſchaffen wird mit Ausnahme von % Mill. 
u deren Uebernahme zum Paricourſe die Städte Mählbauſen und Langen⸗ 
Ile ſich verpflichtet haben. — Die Commiſſionen für Finanzen und Handel 
beantragen Genehmigung des Geſetz⸗Entwurfes und des mit ihm zuſammen 
borgelegten Vertrages mit der thüring’schen Eiſendahn, Verwaltung, der 
jedoch in den §8 7, 9 und 20 abgeändert werden foll, 

Abg. Techow motivirt ſein Votum gegen den Commiſſions⸗Antrag durch 
= innere des Budgetrehte? und mit Hinweis auf den bereinig 
en Landtag. 25 

Abg. v. Benda ermahnt die Majorität, welche die Zinsgarantie für die 
Bahn Trier-Call genehmigt hat, auch heute zufammenzubalten. Der ber 
einigte Landtag habe feiner Zeit das Geld zur Ostbahn derweigert, weil ei 
ſich die Competenz zur Bewilligung abſprach. Das Haus aber fei compe⸗ 
tent 5 habe durch Annahme des Handelsvertrages mit Frankreich über 
viel wichtigere Intereſſen entſchieden, als eine Zinsgarantie. In Eiſenbahn⸗ 
fragen ſei weder tabula rasa noch res integra; da ſei Rückſicht zu nehmen 
— die Nachbarſtaaten und die Connexität der Verkehrsmittel, die ein ein 
zelner Staat nicht ohne Schaden unterbrechen dürfe. Preußen mache von 
der Garantie⸗Gewährung nur mäßigen Gebrauch, von 1862 —1864 feien 
erheblich mehr Bahnen ohne Garantie gebaut. Unſere Eiſenbahnverwaltung 
erziele einen Ueberſchuß von 2,100,000 Thlr., nur England und Belgien 
wieſen ein ähnliches Ergebniß auf. 

Abg. Michaelis: Die volkswirthſchaſtlichen Gegner der Garantien find 
nicht Gegner des Eiſenbahnweſens, fie wollen es nur beſſer, geſünder ſich 
durch ſich ſelbſt entwickeln laſſen. Soll das Haus zugeſtehen, daß ſein Budget⸗ 
recht iſolirt daſtehe, daß es auch bei Nichtanerkennung deſſelben fähig ſei, 
Bewilligungen zu gewähren, und dadurch den Schein⸗Conſtitutionalismus in 
Scene ſetzen? Nur durch den Beſitz des Budgetrechtes wird das Haus be⸗ 
fugt, das Publikum aufzufordern, dem Staate Credit zu geben, weil es nur 
dann für die Zahlungsfähigkeit des Staates einſtehen kann. Im vorigen 
Jahre beftanden Garantien im Betrage von 106,340,000 Thlr., darunter 

5 Millionen, bei denen die Wahrſcheinlichkeit der Garantie⸗Zahlung nahe 
lag. Davon find 25 Millionen von der Majorität des Hauſes genehmigt. 
In dieſer Seſſion ſind uns zwei Garantie⸗Vorlagen gemacht, und wenn wir 
das Glück haben, noch einige Monate zuſammen zu bleiben, fo können wir 
noch eine dritte, vierte und fünfte erwarten, denn eine ruft die andere her⸗ 
vor. Es iſt die bbchſte Zeit, dieſem Syſtem ein Ende zu machen, durch das 
der Grund und Boden, die Bergwerke in dem einen Landestheile auf Koſten 
aller übrigen begünſtigt werden. Mit demſelben Rechte iſt der Staat jedes 
andere gewerbliche Unternehmen zu garantiren verpflichtet, das ſich an ihn 
wen auch die Arbeiter können Garantien für ſich fordern. Wenn der 
Staat beſondere Gründe, z. B. im Leser de der Landesvertheidigung, zum 
Bau einer Bahn hat, ſo baut er ſie beſſer ſelbſt, aber er garantire ſie nicht. 

Abg. Ludwig vertheidigt als Abgeordneter der betreffenden Kreiſe die 
Garantie⸗Gewährung. Der Landestheil ſei außer Stande, ohne eine ſolche 
die Bahn zu bauen, und leide dadurch ſchweren Schaden. 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Die Sache hat nicht ein lokales, 
ſondern ein weiter gebendes Intereſſe, und wenn Sie die Garantie ableh⸗ 
nen, dann wird aus der Bahn nichts. Was die Garantie betrifft, ſo würde 
der Herr Finanzminiſter ſchwerlich feine Einwilligung gegeben haben, wenn 
er glaubte, daß die Sache gefährlich wäre, und in der That hat der preu⸗ 


iſche Stzat bis jetzt durch feine Garantien noch keinen Schaden gehabt; 


ſie vermindern ſich alle Jahre. Ich bin im Allgemeinen mit dem Abg. 
Michaelis einverſtanden; ich liebe 85 Garantien auch nicht, ich halte dafür, 
daß das Zeitalter der Garantien ſo ziemlich vorüber iſt. Wenn aber der 
Abg. Michaelis ſagt, es müßte einmal ein Strich gemacht werden, ſo hat 
er das nicht nötbig, den Strich mache ich ſelbſt. arg Aber man muß 
unter gewiſſen Umſtänden das abwickeln, was feit 10 Jabren eingeleitet iſt. 
Bei dieſer Bahn haben wir es mit dem Auslande zu thun, und das go⸗ 
thaiſche Land hat 1,500,000 Thlr. Garantien übernommen. Wenn dies kleine 
Land das thut, ſoll Preußen dazu nichts beitragen? Ich habe ſchon meh⸗ 
rere andere Bahnen ohne Garantien zu Stande gebracht, hier aber geht es 
nicht anders. ir haben ſchon viele Eiſenbahnen, aber wir müſſen noch 
ſehr viele Bahnen bauen, und ich füge hinzu, wir müſſen lernen die Eiſen⸗ 
bahnen billiger zu bauen. Auch in dieſer Beziehung ſind wir auf guten 
Wege. Hier aber liegt ein Antrag vor, der nicht das Prinzip der Garantie 
befördern will, ſondern der eine Ausnahme iſt, und ich kann Sie nur auf⸗ 
fordern, dieſe Garantie zu bewilligen, ebenſo wie die Garantie in anderen 
ähnlichen Fällen. (Bravo!) 

Die Discuſſion wird trotz einer ſehr ſtarken Rednerliſte geſchloſſen, auch 
der Ref. Abg. Dr. Ziegert verzichtet auf das Wort. Der Staatsvertrag mit 
der 8 Regierung wird bei der Abſtimmung genehmigt, desgl. 
der Vertrag mit der thüringiſchen Eiſenbahn⸗Verwaltung mit den Aende⸗ 
* der Commiſſionen. In Betreff derſelben äußert ſich der Handels⸗ 
miniſter: Ich hoffe, daß Sie der Ausführung nicht hinderlich werden; ſoll⸗ 
ten Sie es aber ſein, ſo kann ich mich ja immer wieder an Sie wenden. 
ok Be Auch der Geſetzentwurf wird mit erheblicher Majorität 

mig 

Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung iſt der vom Herrenhauſe 
amendirte Geſetzentwurf, betreffend die Verſorgung der Kilian nvaliden. 
Die Amendirung beſtebt in der Streichung des § 25 der Vorlage, wie das 
nun rer fie genehmigt hat; ftatt dieſes Paragraphen hat das Her: 
renhaus einen beſonderen Geſetzentwurf auf Antrag der Herren von Arnim⸗ 
Boytzenburg und v. Oldershauſen genehmigt und dem andern Haufe übermit⸗ 
telt, durch welchen der Unterſtützungsfonds für Veteranen aus den Feldzügen 
von 1813-15 auf 250,000 Thlr. jährlich erhöht werden ſoll. 

Präſident Grab om hat Bedenken, den Geſ.⸗Entwurf des Herrenhauses zur 
Discuſſion zu ſtellen, weil er als Finanzgeſetz die Privilegien des Abgeord⸗ 
netenhauſes verletzt (Art, 62 der Verf.), und ſchlägt als Auskunfts mittel vor, 
daß ein Mitglied des Hauſes jenen G.⸗C. als ſeinen eigenen Antrag ein» 
bringe, damit die Invaliden nicht unter dieſer Deen, eiden. Staven⸗ 
bagen und v. Bonin find dafür, von formellen Bedenken abzufehen, zumal 
am Schluſſe der Seſſion Gefahr im Verzuge ſei. Graf zu Eulenburg 
betont, daß Art. 64 der Verfaſſung dem Könige und jedem der beiden Häus 


ſer die Initiative in der Geſetzgebung geſtatte, mithin habe das Herrenhaus 


auch das Recht, Finanzgeſetze einzubringen, wenn auch die Regierung nach 
Art. 62 die Verpflichtung habe, ihre Sinanggejepe zuerſt in dem Abgeordne⸗ 
tenhauſe einzubringen. Dieſer Auffaſſung treten Lasker, John, Wachler, 
Löwe und v. Hennig mit Entſchiedenheit und Hinweis auf das „Princi- 
iis obsta“ entgegen; v. Hennig erinnert daran, daß Graf 1 
rg bekanntlich das Programm aufgeſtellt habe, das Herrenhaus müſſe ſeine 
Rechte wahren, namentlich in Finanzſachen. Frhr. v. d. Heydt findet das 
Verfahren des Herrenhauſes an ſich legal, will ſich aber auch das Auskunfts⸗ 
mittel des Präs. Grabow gefallen laſſen. Auf den Antrag Immermanns 
wird die Discuſſion des vom Herrenhauſe gebrachten Finanzgeſetzes a limine 
abgewieſen, dagegen nimmt v. Bonin den Inhalt veffelben als Amende⸗ 
ment auf. Das Haus geht nunmehr zur Discuſſion des Invalidengeſetzes 
in der vom andern Haufe genehmigten Form, alſo ohne $ 25, über. 
Referent Abg. Stavenhagen nimmt den Geſetz⸗Entwurf des Herren: 
baufes als feinen eigenen (nicht als Amendement) auf und empfiehlt demge⸗ 
mäß die Annahme der Vorlage (ohne § 25) des Herrenhauſes. Der Fir 
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Sechs undvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


nanzminiſter iſt mit dem Referenten einverſtanden, widerſpricht aber dem 
Amendement v. Bonin. Nach einer einſtündigen Debatte über die Form⸗ 
frage wird auf den Antrag v. Hennig's die Vorlage an die Commiſſion 
zurückt erwieſen, die ſich ſofort in ein Berathungszimmer begiebt, während 
das Plenum ſeine Verhandlungen fortſetzt. 8 

Der 3. Gegenſtand der Tagesordnung ift der 2. Bericht über den Geſetz⸗ 
Entwurf, betreffend die Errichtung von Gebäuden in der Nähe der auf dem 
linken Rheinufer der Rheirprovinz belegenen Waldungen. Das Herrenhaus 
hat auch in Bezug auf dieſen Geſetz⸗Entwurf abwelchende Beſchlüſſe gefaßt, 
ſo daß das Abgeordnetenhaus ihn zum zweitenmal — die Tagesordnung 
ſetzen muß. Seine Commiſſion beantragt den Beſchluß vom 18. Februar 
1865 unverändert aufrecht zu erhalten. Bekanntlich bat das Haus damals 
das Recht zur Errichtung von Gebäuden über den Regierungs⸗Entwurf hinaus 
erweitert, die Regierung hat aber dieſe Erweiterung nicht acceptirt und eher 
das ganze Geſetz fallen laſſen wollen. Abg. Virchow empfiehlt den Antrag 
der Commiſſion und das Haus tritt ihm bei. = i 

Nach der Tagesordnung folgte eine Reihe von Petitionsberichten. In 
Bezug auf die Petition der Rathsherren Weinert und Schirach in Lau⸗ 
ban, welche noch einmal an die Gemeinde⸗Commiſſion zurückverwieſen iſt, 
wird vom Haufe folgender Antrag genebmigt: „Das Haus wolle erklären: 
die in Folge Staats⸗Miniſterial⸗Beſchluſſes ergangene Anweiſung des Mi⸗ 
niſters des Innern an die mittelbaren und unmittelbaren Staatsbeamten, 
„den Requiſitionen der Unterſuchungs⸗Commiſſion des Hauſes der Abgeord⸗ 
neten keinerlei Folge zu geben“, verletzt den Art. 82 der Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
kunde.“ Eine Debatte findet nicht ſtatt. 

In Bezug auf die Petitionen des Kaufmann und Rathsherrn Haußner 
zu Sprottau, welcher ſich über eine die Wahlfreiheit verletzende Cir⸗ 
cular⸗Verfügung der Regierung zu Liegnitz, ſo wie über eine ihm ſeitens 
der gedachten Regierung zuerkannte Disciplinarſtrafe beſchwert, bean⸗ 
tragt dieſelbe Commiſſion: „Das Haus wolle beſchließen: die Petition der 
königl. Staatsregierung mit der Aufforderung zu überweiſen, die königl. 
Regierung zu Liegnitz anzuhalten, ihre, die verfaſſungsmäßige Wahlfreiheit 
verletzende Circular⸗Verfügung vom 27. November 1863 zurückzunehmen.“ 
Das Haus tritt dieſem Antrage bei. 

87 Bezug auf eine Petition des Magiſtrats und der Stadtverordneten 
zu 


umbinnen wird auf Antrag der Commiſſion beſchloſſen, ſie der Re⸗ 
gierung mit der Erklärung zu überweiſen: „die Inſtruction des Departe⸗ 
ments für Cultus- und Unterrichts⸗Angelegenheiten im Miniſterium des 
Innern vom 26 Juni 1811 iſt mit dem 8 59 der Städte⸗Ordnung nicht 
vereinbar und eine neue geſetzliche Regelung der Schul⸗Aufſicht in den 
Städten erſorderlich.“ 

Die Beſchwerde des Rechtsanwalt Jordan zu Ragnit darüber, daß der 
Herr Miniſter des Innern über eine an ihn gerichtete Entſcheidung der 
königl. Regierung zu Gumbinnen betreffende Beſchwerde des Petenten Leis 
nen Beſcheid ertheilt hat, trotzdem ſeit Einreichung der Beſchwerde bereits 
längere Zeit verfloſſen ſei, — wird der Regierung zur Erledigung über⸗ 
wieſen. 

Die Beſchwerde des Bädermeifter Pippart im Dorfe Malchow bei 
Berlin, welcher in 5 Jahren von 6 Thaler Klaſſen⸗ und 6 Thaler Gewerbes 
ſteuer auf 12, reſp. 12 Thaler als Wablmann der liberalen Partei geſteigert 
wurde, wird einſtimmig der Regierung zur Unterſuchung und Abhilfe em⸗ 
pfohlen, nachdem der Vertreter des Finanzminiſteriums ſich damit einverſtan⸗ 
landen erklärt hatte. 

Eine Reihe von Beſchwerden über Erhöhungen in der Klaſſenſteuer im 
Kreiſe Luckau wird der Regierung zur weiteren Veranlaſſung überwieſen, 
obwohl die tendenzidfe Erhöhung der liberalen Wahlmänner noch der Feſt⸗ 
tellung bedarf. Ref. Abg. Zepp betrachtet dieſe Vorgänge als Theil des 

eg.⸗Syſtems, mit dem man nicht annexiren kann. Der N — des Fi⸗ 
nanzminiſteriums verſichert, daß die Regierung dergleichen Erhöhungen nicht 
veranlaßt habe, und zur Unterſuchung jedes einzelnen Falles bereit ſei, ſo⸗ 
bald der Inſtanzenzug eingehalten ſei. Graf Wartensleben verſichert, 
daß auc die Conſervativen geſteigert würden, zuweilen ſogar von liberalen 
Kreisſektetären. Solche Beſchwerden gehören nicht ins Haus, wenn fie nicht 
vollſtändig erwieſen ſeien. Der Finanzminiſter wolle eben immer mehr und 
klopfe an alle Thüren, auch an die der Conſervativen. 

Ueber eine Reihe von Beſchwerden über die Veranlagung der Gebäude⸗ 
ſteuer wird zur Tagesordnung gegangen. 

Nach Erledigung dieſer Petitionen referirt Abg. Stavenbagen über 
das 1 Die Commiſſion, deren Berichterſtatter er iſt, em⸗ 
pfiehlt die Annahme des Geſetzentwurfes, wie ihn das Herrenhaus amendirt 
hat (alſo mit Streichung des § 25), ſie lehnt den vom Referenten aufgenom⸗ 
menen Geſetzentwurf, den das Herrenhaus geſchaffen hat, ab, dagegen ſchlägt 
ſie folgende Reſolution vor: „Das Haus der Abgeordneten wolle be⸗ 
ſchließen, die 1 aufzufordern: die in § 3 des Geſetzes vom 10. Mär 
1863 zur Gewährung laufender Unterſtützungen an ſolche hilfsbedürftige ehe⸗ 
malige Krieger vom Wachtmeiſter und Feldwebel abwärts, welche in der preu⸗ 
ßiſchen oder einer ihr befreundet geweſenen Armee an einem der Feldzüge 
von 1813 15 Theil genommen, 5 eine Invaliden⸗Verſorgung aber keinen 
Anſpruch haben, urſprünglich auf 150,000 Thlr. beſtimmten und durch den 
diesjährigen Etat bereits um 50,000 Thlr. verſtärkten Summe vom 1. Januar 
1866 ab auf 250,000 Thlr. jährlich zu erhöhen.“ Mit dieſer Reſolution 
wird der Geſetzentwurf, fo wie er vom Herrenhauſe amendirt iſt, faſt ein. 
ſtimmig genehmigt. 

Eine zum fünſtenmale wiederholte Beſchwerde aus den Gemeinden Lä⸗ 
mershagen, Übbediſſen und Senne II. im Kreiſe Bielefeld, unterzeichnet von 
245 Familienvaͤtern, die der reformirten Kirche angehören, verlangt ſchleu⸗ 
nige Abhilfe ibrer außerordentlich harten Bedrängniß und die Wieder herſtel⸗ 
In: 1905 alten kirchlichen Verbindung ihrer drei Ortſchaften mit der Parodie 

erlinghauſen. » 

Abg. Löwe (Bielefeld) motivirt dieſe Beſchwerde. Der Vertreter des 
Cultusminiſteriums beruft ſich auf die unparteiiſche Unterſuchung, die ſtatt⸗ 
gefunden, deren Werth jedoch, wie der Refer. Abg. Richter bemerkt, in der 
Commiſſion bereits gewürdigt iſt. Das Haus ſtimmt dem Antrage der 
Commiſſion bei, die Petition zur Abbilfe und mit der Aufforderung zu über⸗ 
weiſen, die alten Paro Hialverhältniſſe wieder herzuſtellen. 

Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 9 Uhr. (d. d. Heydt'ſche An⸗ 
12 8 Eiſenbahngeſetz, allgemeine Rechnung für 1862, Pe⸗ 

tionen. 
12. Sitzung des Herrenhauſes, am 14. Juni. 

Eröffnung um 12 Uhr 20 Minuten. Am Miniſtertiſch der Ktiegsminiſter 
v. Roon und der Handelsminiſter Gr. Itenplitz. 

Das Geſetz über die der gemeinnügigen Baugeſellſchaft zu Königsberg i. Pr. 

u bewilligende Sportel⸗ und Stempelfreiheit wird nach einigen befürwortenden 
emerkungen des Handelsminiſters angenommen. 

Es ſolgt der Bericht über den Antrag v. Below und v. Franckenberg⸗ 
n ku Deklaration des Art 84 der Verfaſſungs⸗Urkunde. 

Hr. v. Wal daw⸗ Steinhöfel beantragt: „das Herrenhaus wolle bes 
ſchließen: an Stelle des Commiſſions⸗Beſchluſſes folgenden Antrag anzu⸗ 
nehmen: die königl. Staatsregierung zu erſuchen: innerhalb der Grenzen der 
beſtehenden Geſetze Vorſorge zu treffen, daß Injurien, Verleumdungen und 
andere verbrecheriſche Aeußerungen auch dann den allgemeinen Strafgeſetzen 
unterworfen bleiben, wenn ſie bon einem Mitgliede der Häufes der Lands 
tages bei einer Berathung in denſelben ausgehen.“ 

Hr. v. Gruner beantragt: „Das Herrenhaus wolle beſchließen: 1) In 
Erwägung, daß die Erörterung der Frage, ob und in wie weit Ausſchreitun⸗ 
gen im Gebrauche der parlamentartjben Redefreiheit ſtattgefunden haben, 
nach Art. 78 und 84 der Verfaſſungs⸗ Urkunde ausſchließlich zur Competenz 
desjenigen Hauſes gehört, in deſſen Schoße jene Ausſchreitungen ftattgefuns 
den; 2) in Erwägung, daß die Redefreiheit im Landtage unter Ausſchluß 
jeder ſtrafgerichtlichen Verfolgung einen Fundamentalſatz, wie der conſtitutio⸗ 
nellen Verfaſſungsform überbaupt, ſo insbeſoadere auch unſeres Staats: 
Grundgeſetzes bildet, deſſen Art. 84 feiner Entſtehungsgeſchichte nach keine 
andere Auslegung duldet, als diejenige, welcher auch die Anerkennung durch 
Richterſpruch des Bolten Gerichtsboſes zu Theil geworden ift; 3)in Erwägung, 
daß eine Abhilfe gegen die aus biejer Redefreiheit ſich ergebenden Nibtände 
nicht in der Aufopferung des großen Prinzipes ſelbſt, ſondern darin gefunden 
werden muß, daß die Häufer des Landtages auf Grund der ihnen zuſtehen⸗ 
den Autonomie (Art. 77 der N ler Sorge treffen, daß 
durch ſtrenge Handhabung der in Bezug auf Redefreiheit ihnen rk 
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Donnerstag, den 15. Juni 1865. 


und obliegenden Disciplinar⸗Gewalt Ausſchreitungen verhütet, und die den⸗ 
noch begangenen mit Ernſt und Nachdruck geahndet werden; 4) in Erwägung, 
endlich, daß es hiernach unzuläfftg erſcheint, an die königl. Staatsregierung 
einen die Beſchränkung der parlamentariſchen Redefreiheit unter Zulaſſung der 
ſtrafgerichtlichen Verfolgung im Wege der Geſetzgebung bezweckenden Antrag 
zu richten: geht das Herrenhaus über den Antrag der Herten v. Below und 
Frankenberg in der von der Juſtiz⸗Commiſſion empfohlenen Faſſung zur 
Tages⸗Ordnung über. 

Hr. v. Le Cog befürwortet als Referent den Antrag der Commiſſion, 
Annahme des Antrages in etwas veränderter Faſſung. E : 

Herr v. Below (als Antragſteller): Mein Antrag will nicht die Meder 
freiheit, ſondern die Freiheit der Beleidigungen beſchränken. Selbſtſtändige 
Meinungs» und Urtheilsfreiheit iſt unerläßliches Bedürfniß aller parlamen⸗ 
tariſchen Verſammlungen. Die Redefreiheit auf der Tribüne hat den Beruf 
der Kritik, den Beruf, die Autoritäten im Lande u ſtärken durch Aufklärun 
und Belehrung über die Anſichten des Landes. Wenn aber dieſe Kritik ig 
verwandelt in die Vernichtung der Autoritäten, ohne welche kein Staat exi⸗ 
ſtiren kann, wenn das zündende Wort von hervorragender Stelle durch das 
Land verderblich wirkt, > darf dieſer Zuſtand nicht geduldet werden. Es iſt 
die Aufgabe des Herrenhauſes, für das bedrohte öffentliche Intereſſe einzu⸗ 
treten, denn der jetzige Zuſtand ruinirt das Herrenhaus, er cuinirt das Abs 
geordnetenhaus, ja er macht jede Landesvertretung unmöglich. Wie kann 
man Jedem, der aus dem Aktenſtaub hervor an eine ihm ſonſt fremde Be⸗ 
ſchäftigung tritt, ſagen: Du biſt ein Souverain, Du kannſt ſagen, was Du 
willſt. Die Geſchäftsordnung bietet keine Garantie gegen ſolche Uebergriffe, 
zumal wenn das Präfidium parteiif iſt. Die Raubritter ſetzten, als das 
Fauſtrecht galt, wenigſtens ihr Leben ein, wenn ſie auf Raub — 
der unverantwortliche Abgeordnete, der das Koſtbarſte nehmen kann, ſchützt 
ih hinter der Toga und geht ſtraflos aus. (Beifall.) 

Die Oeffentlichkeit der Verhandlungen iſt ein bedenkliches Verſchärfungs⸗ 
Mittel für die Wirkung der Beleidigungen. Man beruft ſich immer auf 
Eine der Verfaſſung, der ift aber nicht in dem Sinn erlaſſen, daß jede Bes 
eidigung ſtraflos ausgeſprochen werden kann. Dem Antrag der Commiſſion 
kann ich nicht beiſtimmen, er giebt das nicht wieder, was der urſprüngliche 
Antrag beabſichtigte. Dagegen ſtimme ich für den Antrag v. Waldaw, der 
meinige kommt alſo nicht mehr in Frage, wenn er nicht von anderer Seite 
aufgenommen wird. Gegen den Antrag v. Gruner erkläre ich mich entſchie⸗ 
den. Mit der Anlage des Waldawſchen Antrages werden Sie vielen Gemü⸗ 
thern im Lande eine Genugthuung geben gegen eine Redefreiheit, welche 
In * ſeine Diener und die Gerichte des Landes der Verachtung 

reis giebt. 

(Det Miniſter des Innern und Minifter v. Selchow treten ein. 

Herr Uhden: Ich bin nicht der Anſicht, daß der Antrag Bedürfniß iſt, 
ich glaube, daß der boͤchſte Gerichtshof durch die Urtheilsſprüche und ten⸗ 
Densiöfen, fanatifhen Aeußerungen im Abgeordnetenhauſe, von welcher Seite 
fie auch kommen mögen, ſich nicht betroffen fühlen und davon abhalten 
laſſen kann, in ſeinem Wege fortzugehen. 

(Der Miniſterpräſident tritt in den Saal) 

Hr. v. Zander erklärt fih für den Antrag v. Waldaw's. Ich glaube 
ein Recht 1 haben, von — Stelle aus Proteſt einzulegen gegen die belei⸗ 
digenden Aeußerungen, welche an einem anderen Orte gegen die Juſtiz ge⸗ 
fallen find. Ich bin ſeit 57 Jahren im Gerictsdieufte, jet 40 Jahren 

ſident des oſtpreußiſchen Tribunals, während dieſer ganzen Zeit ift mir kein 
einziger Fall bekannt near der dem Verdacht Raum geben konnte, daß 
politiſche Rädſichten, beſonders von oben berab, die Entſcheidungen der Ger 
richte beeinflußt hätten. Ich hoffe, daß wir dieſe Unparteilichkeit auch für die 
— Rittber 2 Beſteh Redefreiheit iſt läßlich; ich ſehe 
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aber in dem uns born genden An e auch keinen Nugriff auf dieſelbe. ade 
Antrage v. Waldaw kann ich mich nicht anſchließen, denn Art, 84 der Ver⸗ 
faſſung ſchließt jede ſtrafrechtliche Verfolgung eines Abgeordneten aus. Mög⸗ 
lich, daß man einen ſolchen Antrag auf dem Weg: der Berfafjungsänderung 
durchſetzen könnte, aber die Wirkung würde keine Tragweite haben. Es wird 
immer ſchwer fein, bei ſolchen Aeußerungen einen d lus nachzuweiſen, die aus 
falſchen Suppoſitionen hervorgehen und immer in Uebereilung geſchehen. — 
Die Geſchäftsordnung läßt ja ſchon die Strafe auf dem Fuße folgen: Wars 
nung, Ordnungsruf, et durch den Präſidenten. Dieſer hat freis 
lich ein ſchweres Amt, unwillkürlich verliert ſich ſeine Unparteilichkeit, und er 
neigt ſich der Partei zu, der er angehört. Ich war lange enug Bräfident 
der erften Kammer, als die Wogen in dieſem Haufe noch bober gingen, Wir 
haben das Glück gehabt, ſtets unparteiiihe Präſidenten zu beſitzen. Unter 
einem Präſidium, das alle für das Land verderblichen Ausſchreitungen hin⸗ 
gehen läßt, kann ein Haus nicht lange beſtehen. Die Ausfälle gegen die 


ten 2 auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


3 Juſtiz laſſen mich ruhig. da fie ungerechtfertigt und auf Barteileiven 10 zu⸗ 


rückzuführen find. (Der Juſtizminiſter triit in den Saal.) Dieſe Ausſchrei⸗ 
felt. untergraben das Fundament unſerer Inſtitutionen und ſtrafen 
elbſt. . 


Frhr. v. Senfft⸗Pilſach: Meine Herren! Wir haben eine gie Ca⸗ 
lamität im Lande, die Alles zerrüttet und zerſtört, das iſt die Maſſe von 
Fortſchritts⸗Zeitungen. Sie werden zum größten Theil geſchrieben von jun⸗ 
gen jüdiſchen Literaten. Dieſe ſtehen in Verbindung mit dem enormen Geld⸗ 
reichthum eines fremden Volkes, welches in 2 8 5 verbreitet iſt, in 
Maſſen immer mehr bei uns einwandert und in kurzer Zeit große Summen 
Geldes aus preußiſchem Vermögen ſich erworben hat. Ich halte unſern 
Herrn Miniſterpräſidenten gewiß für einen außerordentlich geſchickten und 
vielvermöͤgenden Mann, aber dieſe nichtswürdigen Aeußerungen der Zeitun⸗ 


gen wird es auch ihm nicht leicht möglich ſein, unſchädlich zu machen. Ein 


beſonderes Unglück iſt, daß dieſe 2 5 en alle wichtigen und gemeinnüßis 
gen Inſtitutionen zu berderben ſuchen. Sie zerftören ven Bauernſtand durch 
usſchlachtung ſeiner Güter, befördern die Eheſcheidungen, wollen durch Ab⸗ 
ſchaffung der Schulzucht das Land entſittlichen, fie beſchädigen auch ſchwer 
die äußere Politik Preußens und verleumden bei jeder @eleg:nbeit die Ber 
amten des Königs und namentlich die Miniſter. Meine Herren! Man bes 
raubt den König in der ſchlimmſten Weiſe, indem man ihm das Vertrauen 
des Landes raubt. Die Folge dapon iſt eine immer weiter fortſchreitende 
Verderbung und Zerſtörung aller ſittlichen Ordnung im Volke und dieſe wird 
nur durch die Zeitungen zu Wege gebracht. 
Die Zeitungen aber, wie geſagt, . — ſich auf die vorhin angedeutete 
Weiſe. Das Stärkſte, was mir bon Verhöhnung aller Autorität vor Augen 
ekommen iſt, die größten Schlechtigkeiten, die habe ich, ich will nur das 
ine anführeu, geleſen in jüdiſchen N eg aus Königs⸗ 
berg. M. H.] Man weiſt uns ſehr oft auf England hin in Sachen, die 
für uns nichts taugen, da, wo wir es thun ſollten, thun wir es nicht. 
engliſchen Parlamente werden Beleidigungen, die Parlamentsmitglieder aus⸗ 
ſtoßen, beſtraft (Redner citirt Beispiele). Hier werden durch die Zeitungen 
alle Autoritäten N alle Sitte, Zucht und Ordnung untergraben und 
die Gerichte ſind v 112 milde in ihren Strafanträgen. Man richt viel 
von der öffentlichen Ban: M. 5! Ich kann hier im — 5 nicht das 
rechte Wort wählen, mit welcher Art Weibdsbild ich die öffentliche Meinung 
vergleichen möchte; (Bravo!) wenn man aber glaubt, die öffentliche Mei⸗ 
nung gegenüberſtellen 1 dürfen der Treue gegen Se. Maj. den — dann 
laube ich, jagen zu durfen, daß Öffentliche Meinung leichbedeutend iſt mit 
äfterung, Verleumdung, Majeſtätsbeleidigung. Nach Art. 47 der Ver⸗ 
tellen im Heer und ernennt die Beamten. 
Kann man das verfaſſungsmäßig nennen, wenn in den Zeitungen dieſe 
Beamten kaum ernannt, als unfähig proclamirt werden, wenn ſolche 
ſcholtene Männer in tauſend Zeitungen an den Pranger geſtellt werden? 
„Wenn in Tauſenden von Zeitungen proklamirt wird: Nieder mit dieſen 
Miniſtern! Iſt das verfaſſungsmäßig, wenn eine Vereinigung von Miniſtern, 
wie nie eine treuer das von einander unzertrennliche 4 f von König und 
Vaterland wahrgenommen bat, fo geſchmäht wird? rdere Jeden der 
Herren von der Oppoſition auf, zu ſagen, ob ein ähnliches Miniſterium in 
reußen jemals deſtanden hat — ich werde ihm Rede ſtehen. Meine Herren! 
Man will Miniſter aus der heiligen Demokratie! Gott bewahre uns vor 
dieſen Heiligen. Man gebt jo weit, in den * die richterlichen Beam⸗ 
ten zu ſchmäben, das Obertribunal als ſyſtematiſch corrumpirt zu erklären. 
Ich erkläre das Obertribunal für unſern Stolz und hoffe, es wird mit ſouve⸗ 
räner Verachtung ſolche Verleumdungen von ſich ſtoßen. Man hat geſ 
die Miniſter haben die Verfaſſung gebrochen; ich kann nur ſagen, das 


ſchamloſe Lage und Verleumdung. Man bat geſagt, die Reorganisation trägt 


das Kainszeichen des Eidbruchs an der Stirn, nun, meine Herren, iſt es denn 
ein Geheimniß, daß Se. Majeität der König die Reorganiſation fein eigenſtes 
Werk genannt bat? Meine Herren! Wenn unter ſolchen Umſtänden ſolche ſcham⸗ 
loſen ſcheußlichen Angriffe erfolgen können, wenn ſolche Proklamationen in 
den Zeitungen, ſolche Nichtswürdigkeiten und Niederträchligkeiten durch die 
Verfaſſung geſchützt ſind, dann iſt die Verfaſſung nichts werth, dann iſt ſie 
a ſchüͤtzen und zu halten. 

M. H.] Das Abgeordnetenhaus hat viele Privilegien vor uns voraus; 
wir haben nicht Revenuen von 3 Thlrn. pro Tag; wir können unſer Man: 
dat nicht niederlegen, müflen 5 Monate auf ein Etatgeſetz warten, von dem 
Jeder weiß, daß wir es nicht annehmen; aber ein Recht haden wir, das, 
daß wir nicht blos 1 ſchreiben brauchen, daß wir nicht kommen wollen, und 
es hat damit fein Bewenden. Viele haben bon dieſem Rechte einen unlieb⸗ 
ſamen Gebrauch gemacht; Manche ſind ſogar noch niemals in dieſem Hauſe 
erſchienen. (Heiterkeit) Werden nun dieſe beſtehenden Zuſtände nicht gründ⸗ 
lich gebeſſert, dann denke ich, wenn der König den Landtag eröffnet, dann 
kommen wir, weil Se. Majeſtät uns ruft und fabren dann wieder fort, und 
wenn wir ſo handeln, dann hoffe ich, wird das Miniſterium in eben ſo viel 
Tagen mit dem Landtage fertig werden, als jetzt in Monaten. Wir leben 
nun 4 Jahre ohne Budget, und Niemand beklagt ſich, höchſtens die Fort⸗ 
ſchrittszeltungen. Die Bauern ſagen: Es fol Alles wieder jo werden, wie 
es war, der König fol Alles „alleene” machen. Am beiten wär's, wenn wir 
ein paar Jahre gar keinen Landtag hätten. M. 5.! Sehen Sie von dem 
budgetloſen Zuſtande auf den Jubel, mit dem vor Kurzem die betreffenden 
Landestheile es dankbar begrüßt haben, daß ſie vor 50 Jahren unter preu⸗ 
ziſche Herrſchaft gekommen find, Und nun, m. H., erinnere ich ſchließlich an 
das, was König Friedrich Wilhelm IV. vor Ableiſtung des Eides auf die 
Verfaſſung fagte: man ſolle ihm das Regieren mit dieſem Geſetze möglich 
machen. M. H.! Wir ſollen dem Könige darin beiſtehen; ich bin überzeugt, 
85 900 das Herrenhaus bei jeder Gelegenheit treuen Beiſtand leiſten wird 

ravo 

Herr Dr. Götze vertheidigt das Obertribunal gegen die Angriffe, die im 
Abgeordnetenbauſe erfolgt find. 

Herr v. Waldaw⸗Steinböfel: M. 5. Ich will mich kurz faſſen 
und mich darauf beſchränken, meinen Antrag zu begründen. Wenn jeder 
Beamte in den ungemeſſenſten Ausdrücken angegriffen, wenn der Mann, der 
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und Verbrechen, ſoweit ſie durch das Wort begangen werden können, exiſtirt, 
näher zu treten und ſie genauer und ſicherer als bisher zu ermitteln. Die 
k. Regierung iſt bereit, dieſen Weg zu betreten. Sollte ich dabei heraus⸗ 
ſtellen, daß dennoch nach den Erkennfniſſen der k. Gerichte dieſes Privilegium 
ad usum beſteht, jo wird die Regierung beſtrebt fein, auf dem geregmäßigen 
Wege einzutreten, ſeine Abſchaffung anzubahnen und hofft alsdann bei dieſer 
Bemühung auf die Unterſtützung dieſes Hauſes. (Beifall.) 

Die Discuſſion wird geſchloſſen. Nach dem kurzen Schluß wort des Antrag: 
ſtellers v. Below erfolgt die Abſtimmung. Der Antrag von Gruner auf 
Uebergang zur Tagesordnung wird mit allen gegen 6 Stimmen verworfen, 
der von v. Waldaw mit großer Majorität angenommen. 

Schluß 3% Uhr. Nächſte Sitzung: Freitag 11 Uhr. (Etatsberathungen 
und Geſetzentwürfe.) 

O Berlin, 14. Juni. [Der Schluß des Landtages.] 
Die officidfe „Prov.⸗Corr.“ ſchreibt: Se. Majeſtät der König wird die 
Reife zur Kur in Karlsbad nach den jetzigen Beſtimmungen am 20. 
d. M. antreten. Der Miniſter⸗Präſident Herr v. Bismarck dürfte 
dem Könige wenige Tage darauf nach Karlsbad folgen. Das Herren⸗ 
haus wird das Budget, wie es aus dem Abgeordnetenhauſe kommt, 
jedenfalls verwerfen. Inzwiſchen werden auch die übrigen Arbeiten 
beider Häufer ſoweit vorgeſchritten fein, daß der Schluß der Seſſton 
vermuthlich am Sonnabend (17.) wird erfolgen können. Der Prä- 
ſident des königl. Staatsminiſteriums wird den Landtag im Auftrage 
Sr. Majeſtät des Königs ſchließen. 

(Ihre Majeſtät die Königin] wohnte am 12. Juni Mor: 
gens der Entbindung Ihter konigl. Hoheit der Großherzogin Louiſe 
von einem Sohne bei, fo wie heute dem öffentlichen Dankgottesdienſte. 
Die Freude Badens über das glückliche Ereigniß ſprach ſich allgemein 
in der wärmſten Weiſe aus und veranlaßte den Schmuck der Stadt, 
ſo wie allgemeine Illumination. 

Trier, 12 Juni. [Inthroniſatlon.] Geſtern hat der äußer⸗ 


die hoͤchſte Stellung im Staate, ja, der in Europa eine Stellung einnimmt, liche Act der Jaſtallirung unſeres Biſchofs ſtattgefunden, indem nach 


wie kein anderer hoher Staatsbeamte, in einer, in geſitteter Geſellſchaft kaum 
glaublichen Weiſe angegriffen, wenn das Obertribunal von einem untergeord- 
neten Richter der Corruption geziehen werden kann, wenn ein Falte ie der 
te Ach eingetreten iſt, der nicht länger dauern kann, dann dich 
für Pflicht des Herrenhauſes, dieſe Zuftände klar zu legen und die Ereigniſſe, 
die zu denſelben gie haben, vor dem ganzen Lande zu mißbilligen, oazu 
war der Below'ſche Antrag beſtimmt. Gegen Graf 9 muß ich be⸗ 
merken, daß nicht im Lande die Tendenz vorhanden iſt, die Gerichte zu ver⸗ 
leumden, das iſt die Tendenz einer beſtimmten Partei, die überhaupt alles 
Gute und Erhabene unter die Füße zu kreten ſucht. Ich möchte den Herrn 
v. Gruner fragen, ob er die Art und Weiſe billigt, wie im anderen Hauſe 
die Geſchäftsordnung gehandhabt wird. Was bilft die Geſchäftsordnung 
wenn fie nicht ausgelbt wird. Und wie ſteht das Ministerium, das bei ihrem 
Entſtehen nicht mitgewirkt hat, zur Geſchäſtsordnung, jetzt, wo die Majorität 
aus feinen erbittertiten Feinden beſteht? Im anderen Haufe ſagt man wohl, 
die Schuld liege an den Herrn Miniſtern, denn weshalb machen ſie anderen 
nicht Platz, die gern ihre Stellen einnehmen mochten. 
Will Herr v. Gruner, daß dieſen Stellenjägern Platz gemacht werden 
ſoll? Und glaubt er, daß ein blaſſes, etwa ein himmelblaues Miniſterium 
im andern Haufe befier behandelt werden wird? Sollen wir ein demok ati: 
ches Miniſterium haben? Nun, m. H., ich erinnere Sie an die Zeit, als 
n der franzöſiſchen Revolution die extreme Partei die Macht hatte, ſchon die 
abweichende Meinung war ein todeswürdiges Verbrechen. Nein, m. H., ich 
möchte bitten (zum Miniſtertiſche ſich wendend), daß die geehrten Herren, die 
in dieſer traurigen Zeit das Staatsruder übernommen haben, es noch recht 
lange führen möchten (Bravo), und ſich nicht davon durch Verunplimpfungen 
abſchrecken laſſen, die blos dazu dienen können, in ebrenwertheren Kreiſen, 
als die find, von wo die Angriffe kommen, fie nur um fo ehrenvoller hinzu⸗ 
ellen. An uns, m. H., liegt es, den Herren Miniſtern ihren dornenvollen 
1 zu ebnen. 


0 Ich mißbillige die Ausſchreitungen 
auf der Tribüne in der Verſammlung des Landtags, aber ich habe die Ueber⸗ 


haben wir doch ein Selfgovernment, 
en. Der Antrag v. Gruner würde 
Ich 


land und Belgien für Na wir haben es mit Preußen zu thun. Man kann 


Häufer des re m eine Freiſtatt für Majeſtätsbeleidigung, für Verhoͤh⸗ 
— 4 böchſten Staatsdiener und der Gerichte fein ſoll, ſtimme ich für 
den Antrag v. Waldaw. (Beifall.) 

Herr v. Bernuth erfläst ſich gegen die Anträge v. Below's, v. Waldaw's 
und der Commiſſion, für den Uebergang zur Tagesordnung. 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Die k. Staatsregierung iſt der Anſicht, 
daß ein Privilegium zu Beleidigungen und Verleumdungen in Preußen nicht 
beſtehen ſollte, oder doch nur ſo lange geduldet werden ſönnte, als das ſitt⸗ 
liche Gefühl ſich ſtark genug erweiſt, um die Ausübung eines ſolchen Privi⸗ 
legiums zu verhindern. Die k. Staatsregierung hat den Eindruck, daß dieſe 
Prämiſſe nicht mehr zutrifft und daß fie deshalb der Frage: beſteht ein ſolches 
Privilegium bei uns oder nicht, näher treten muß. Wenn es beſtände und benutzt 
wird, fo brauche ich nicht nachzuweiſen, daß es der Gerechfigkeit, der Ver: 
nunft, der Würde des Landes widerſpricht. Ich gebe gern zu, daß die Ver⸗ 
uche, al — zu ermitteln, ob die Gerichte das Beſtehen eines 
olchen Privileaiums anerkennen, bisher noch nicht erſchöpfend genug ausge⸗ 
allen ſind. Nach dem Amendement v. Waldaw wird die Exiſtenz des 


alte ich es die übliche Huldigung darbrachte. 
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beendigtem Hochamte in dem Dome die Inthroniſation vor ſich ge⸗ 
gangen, bei welcher Gelegenheit die Geiſtlichkeit dem neuen Oberhirten 
Der Dom war bei dieſer Gelegen⸗ 
heit bis in alle Winkel mit Einheimiſchen und Fremden gefüllt. Im 
Chore befanden ſich eine ſehr zahlreiche Geiſtlichkeit und die Vertreter 
der Behörden und Corporationen. Nach beendigtem Hochamte hielt 
der Biſchof eine Anrede an die Verſammelten, die tiefen Eindruck her⸗ 
vorbrachte. Mittags fand ein Diner im „Rothen Haufe‘ ſtatt, gege⸗ 
ben vom Biſchofe, welcher zahlreiche Einladungen dazu erlaſſen hatte. 


(Trier. Ztg.) 
Amerika. 

Newyork, 3. Juni. [Militäriſches. — Jefferſon Davis. 
— Sonſtiges.] Der Süd⸗General Hood hat in die ihm angebo⸗ 
tene Capitulation gewilligt. Eine ſtarke Expedition unter General 
Weitzel iſt nach Texas abgeſegelt, um die Reſte des Aufſtandes zu 
unterdrücken. Herrn Jefferſon Davis wurden auf den Rath des 
Arztes ſeine Feſſeln abgenommen, da er ſich weigerte, wenn er gefeſſelt 
bliebe, Nahrung zu ſich zu nehmen. Er iſt nach dem Gefängniß des 
Capltols in Waſhington gebracht worden und wird unter des Richters 
Carter Vorſitz vor das Ober⸗Diſtrictsgericht geſtellt; ſein Vertheidiger 
wird dem Vernehmen nach Herr Ownor ſein. Das Militärgericht hat 
den Senator Harris aus Maryland zu dreijähriger Gefängnißſtrafe 
verurtheilt. Präſident Johnſon billigte zwar das Urtheil, begnadigte 
jedoch den Verurtheilten. Anderen zum Tode Verurtheilten erließ er 

die Todesſtrafe. Der Paßzwang iſt abgeſchafft worden. (K. 3.) 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Brüſſel, 14. Juni. Der Herzog und die Herzogin von Bra⸗ 
bant find nach London abgereiſt. 

Der Senat hat den Geſetzentwurf bezüglich der von den Miniſtern 
außerhalb der Ausübung ihres Amtes begangenen Verbrechen und 
Vergehen mit 31 gegen 11 Stimmen angenommen. 

Paris, 14. Juni. Der „Moniteur“ dernentirt das Gerücht, 
wonach zwiſchen den afrikaniſchen Generalen Deligny und Legrand 
ein Duell ſtattgefunden hätte. — Die Forderung der Kinder der Frau 
o. Pauw (Prozeß La Pommerais) an die Verſicherungsgeſellſchaften 
iſt vom Tribunal zurückgewieſen worden. 


7 Glogau, 14. Juni. In der Nachmittags 4 Uhr beendeten Stadtver⸗ 
ordneten⸗Sitzung wurde beſchloſſen: 1) Das Penſionsgeſuch des Oberbürger⸗ 
meiſters v. Unwerth anzunehmen, 2) demſelben bis zum Ablauf ſeiner 
Wahlperiode, noch 6% Jahr, 1200 Thlr, und fpäter 80) Thlr. jährlich Pen⸗ 
ſion zu bewilligen, und endlich 3) eine öffentliche Ausſchreibung des 
vacanten Poſtens nicht erfolgen zu laſſen. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Erd. Ba: Luft⸗ Wind⸗ 

in Parifer Vinten, die Tempera- Tempe- richtun und Wetter. 

tur der Luft nach Neaumur.romcter ratur, Stärke. 

Breslau, 14. Juni 10 U. Ab.] 333,10 77,0 N. 1. Heiter. 
15. Juni 6 U. Mrg.] 33,01 | +54| NW. 1. Heiter. 


Breslau, 15. Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 14 F. 2 3. U.⸗P. 1 F. 3 8. 


n Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 14. Juni, Nachm, 3 Uhr. Die Entmuthigung der Spekulanten 
dauerte fort. Das Geſchäft anfangs trage, wurde ſpäter etwos beſſer. Die 
Zproz. begann zu 87, 32%, wich bis 67, 27%. ſtieg dann auf 67, 40 und 
ſchloß ziemlich ſeſt zur Notiz. Conſols von Mittags 1 Ubr waren 90% gemel« 
det. Schluß» Courfe: Zproz. Rente 67,37%. Ital. proz. Rente v6, 825. 
proz. Spanier 40%. [proz. Spanier 40. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn Aknien 
423, 75. Credit⸗Mobilier⸗Attien 762, 50. Lomb. Eſſendabn⸗Aktien 495, —. 
London, 14. Juni, Nachm. 4 Uhr. Conſols 90%. (proz., Spanier 
40%. Sardinier 72—75 Mexilaner 24. Sproz. Ruſſen 91%. Neue 
Ruſſen 90. Silber 60%. Türkiſche Conſols 49%. proz. Verein. St. 
Anleihe pr. 1882 68%. 5 a 
Der bremer Dampfer „Hanſa“ ift aus Newport in Hurſt Caſtle eingetroffen 
Wien, 14. Jun, Nachmittags 2 Uhr. Fortdauernd flau. — Schluß: 
Courſe: Sproz. Metall. 69, 30. 1853er Looſe 85, 80. Bank + Aktien 
97, —. Nordbahn 169, —. Nat.⸗Anl. 74, 8). Credit - Aktien 78, 80 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Lert. 179 90. Galizier 201, 25. London 108, 80, 
Hamburg 80 80. Paris 43 25 Bohm. Weitbahn 64, 50. Erxevit⸗Looſe 
125, —. 1860er Looſe 90, 75. Lomb. Eiſenb. 217. Neues Lotterie⸗Anl. —. 
Juni, Nachm. 2% Uhr. Oeſterreichiſche 
Effekten eröffneten flau, beſſerten ſich aber im Ver Ar der Börfe. Ameri⸗ 


Schluß ⸗Courſe: Wiener Wechſel 108%. Finnt. Anl. N De 4 
82 


1860er 


- öproz. Metall. 
63, 4 proz. Metall. 55%. 

Hamburg, 14. Junt, Nachm. 2% Uhr. Bei flauer Stimmung leb⸗ 
haftes Geſchäft. Amerikaner begehrt Neue Ruſſ. Prämien- Anl. 83. Sehr 
ſchönes Wetter. Schluß ⸗Courſe: National ⸗ Anleihe 68%. Oeſterreich. 
Credit⸗Aktien 15 Oeſterr. 1860er Looſe 834%. Vereinsbank 106%. Nord⸗ 
deutſche Bank 116%, Rheiniſche 113%. Nordbahn 73%, Finnl. Anl. 84%, 
proc. Ver. Staaten⸗Anl. pr. 1862 66%. Disconto 2% %, 

Hamburg, 14. Juni. [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt. Pr. Juni⸗ 
uli 5400 Pfd. netto 96 Bancothaler Br., 95 Gd. pr. Sept⸗Okt. 99 bez. u. 
d., 99% Br., ziemlich feſt. Roggen loco feſter. Ab auswärts matter, der 

195 een 5100 Pfd. brutto 85 Br., 84% Gd., 
% Gd., matter. Del pr, Oltbr. 28%, feit, Kaffee 


Era geiz — S — TE — Ta, 
2 * ? — 5 2 


Ctr. loco 14, 2000 Ctr. . 
Liverpool, 14. Juni, Nachm. 1 Ubr. [Baumwolle.] 15- 20,000 
Ballen Umſatz. Günſtige Stimmung. Amerikaniſche 17% —17%, fatr Dhol⸗ 
lerah 11% —12, middiing fair Dhollerah 10%, middl. Dhollerah 9%, Bengal 
6%, China 9%, Domra 11%, Pernam 16%. 
London, 14 Juni Getreidemarkt (Schlußbericht.) —.— Wei⸗ 
en zu Montagspreiſen verkauft, fremder geſchaͤftslos. Frühjahrsgetreide 
ſeſt. — Schönes Wetter. 5 
Amſterdam, 14. Juni. Getreidemarkt (Schluß bericht). 
8 Ei Pe ftile, auf Termine etwas höher, Raps Oktober 76. REbBL 
Her . 


Berliner Börse vom 14. Juni 1365. 
Eisenbahn-Stamm-Aotien. | 

Dividende pro 1865 1864 Zt. 

Anchen-Düssald.., 3½ % 22 


Roggen 


Fonds- und Geld-Gourse. 
Freiw, Staats-Anl. . . 4½% 107%, G. 
Staats-Anl. von 185915 105% bn. 

dito 1850, 82/4 98%, bz. 
98 


he. 


dito 853 4 be. Aschen-Mastrich — | — ö 
dito 1854/41 102 ba. Amsterd.-Rottd. | Öl %% j123%, b.. v. 6 
dito 1856 j415.102 br. erg Märkische. ‚TU j4 156 b. 
dito 1886 4½ 102 ba. Berlin-Anhalt. % 11% 4 3 be. 
dito 1857 4% 102 7 Berlin-Görlitz. | — — U 90 oz. 
dito 1888/41 102 br. to St.-Prior.! — — 15 100 ½% be. 
dito 1864414 102 bz. erlin-Hamb: 4 j10 44 144 etw.bs.u 
Staats-Schuldscheino Si 9144 br. erl. Potsd. Mg. 14 fie 4 24% K 
Präm.-Anl. von 1885|314 120% 2 erlin-Stettin...) ½% % 3 136 bs. 6 i 
Berliner Stadt-Obl....Al 1024, d öhm.-Westb. “ 5, ı5 5 |77 be. 
5, Eur- u. Neumärk. 3: 86 ½ bz reslan-Freib. . a ia ja 141% B. 
(Pommersche . . ch K. br öln-Minden.... (2145 161½ 8½% 4, ©. f 
& \Posensche......... — — — bse Oderberg. 1% | 4 ‚60 55 
Se dito 3 - — to St.-Prior.) = — es B. 
3 dito neue.. . . . 4 4 ba. dito dito | — | — „ 9%, B. 
Schlesische . 310. 917% G. @aliz.Ladwigsb.|6 9 5 88, B. 
Kur- u. Neumärk. 4 7g dr. udwigek.-Boxb.j . sl; 4 4.51 8 
Pommersche. 4 7 ½ ba. d.-Halberst 2 25 fü B. 
= \Posensche........ 4 88 ½ bz. agdb.-Leip zig. 17 1824 7 24.8. 
5 Preuss ische 4 197 bz ainz-Ludwigahl 7 Tig 4 128% ba. u. E 
3 Westph. u. Rhein. 4 !98%, bz. ecklenharger. Dig 2 je e da. 
Sächsische 1 7 bz. Jeisse-Briager . 4% 4½ f 88% da 
= Schlesische 4 B. 1 4 | Ak 4 11 s 
Louisd'or 111%, be. JO st. Bkn. 93%, % bz N dorschl.Zwg 5 
a ordb„Fr.-Wilh] 3, — 4 174% 78½ da 
Geldkronen. vi Q./Poln.Bkn. — — _ berschlen. A. 110 5 10 5 15 ba. 
Ausländische Fonds to E. 4 ap rare 
Oosterr. Metalliques c (8 2. — 2 0. 19 10 5 tds 
dito Nat-Anl. . 8 0 bz u. G pee 8 18 3 an 1. 
dito Lott-A-v. 60 842, 4 85 b ee 3% 2, 3¼½ 80 5 * * 
dito _ dito 6 — 61 7 da. an Nie p- 
dito S4er Pr.-A.d SI B. pre Taf 4 18 6 
dito Eisenb..L....— 8 d. Bu Mohebakı | 1 1293, ba. 
Ital.nsueöproc, Anl. 5 54%, B. Abr. Cf end 8 8 3 1 20. B 
Russ Engl. Anl. 186216 |91%% ba. 2 715 88 
dito Holl Anl. 18645 4% c nn 
dito Poln. Sch-Obl. 1 fer Ap zel. Warschau. len 33353 
boln-Pfandbr III. Em. 4 5 dx. (dm. e a Te 
boln. Obl. a 800 Fi|4 00% B. — —— — 
5 412 
en ind» Bank- und indnstris-Paplero. 


Baden. 35 Fl. Loose.'— i— — — Bsei. Kaesen-V. .| € 7½ [ 31 6 
Amerikan. St -Anl....]6 15 4 % * — E. ia a 1.6, 

Schwed 10 Th Loosi— | — — Iörcmer Bark. 6 a 0 4 j1:6B 
FT or Bank 1 111 G. 
Eisenbahbn-Prioritäts-Astien. Barmgt. Zeitein| 8 N 1 1019 8. 
gerk. Markleche. . el 10% ba.  Ii&eraer B ı 13 4 les z 8. 
dito 1 4% % B Gochaer „ % 1 44 fol 6. 

dito IV. 4% 100 8. Hannoversche B. Bis 500 8% utw. bs. 
dito III v. 8.3. 8½%% 2% b. amub. Nordd. B. 7 4 16 . 
8 sreins-B.| 81% . 106 8. 


Ain. Minden. 44 1004 
18 108 


ö ei 2 11 6 
dito 4 9% br Luxemburger B. * 4 k 3% 6 
dito e K. IMsgdeburger B. % 89%½1 0 41028. 
585 — ue da . Is 0 W t 
0 cl, te. >rsuss, Bauk.-A. 209 LI . 
„ Odath. (Ib) ir nY N tiringer Lank 4 Pa 
dito IM. Em. q 4187 l. [Weims- „151, 17 1 here, | 
Ma. Ladwigzb 6 7% 6 — 1 
* Mark. 44 4 @ Berl. Hand.-Gea.| 2 8 % III B. 
410 . 4 2 Ooburt. Credh. A. 7 s (4 L' n. 
ai 10 IDarmatädter „ 6% | @ " 9% br. 
ee un EN Main: Dessauer - 2% p. 5. 5 
rar wog „ 02 I9isc-Com.-Ant. | 0% — 18 het, ba 
* Genfer Credb. . 11 43% . u 83. 
er Leipziger 4 4 % 84% B 
> or \ 7 4 12 10% be. u. 
— GoldauerL de.. | u 2% % 8. 
i Desterr. Credb. A. f 6 755 83% br: 
2 Achl. Benk - Ver. & 91% k 110%, B 
Sent andren. „ (204 ba — L 
Oest. südl, 8. E. 13 2 » Minerva] e PO 1 
Rhein. v. 81. gar. 44% 2 6. For v.Etsonbbiä.le | [a 1 n 
Rhein-Nah:-P. gar. 100% be. Scules, Feuorv...| — 8 


P m1 ß 
Berlin, 14. Juni. Weizen „ 45-60 zpl. nach Qualitat, feiner 
weißer thorner 58 — 7 Thl. ab Bahn bez. — Roggen loco 80—83pfd. 
39% Tol“ ab Boden bez, BI-83pid, 40% Tol. ab Bahn bez., 80 —8Ipfd. 
39% Tbl. ab Kahn bez., ordinärer 39 Thl. ab Bahn bez., ſchwimm. mit 4 
Tbl. Aufgeld gegen Juni⸗Juli getauſcht, pro un, and Jum⸗Jult 
39% — 4 Tl. dez. AulisAug. 40 30 Tbl. bez. Aug ⸗Sept. 4 407, 

Tbl. bez., Sept.⸗Ott 42—41½ Tol. bez., 41% -40 Thl. Br., % Tbl. Gld., 
Ott Nob. 42% 12 Thl bey. und Gd, % Tbl. Br., Nov. Dez, 427 Thl. 
dez. und Br. — Gerne grote und Lem: 30 84 bl. vr. 1750 Pfr. 
Jafer oe 25—28½ Tol., böhmiſcher 25— . Thl. ab Bahn, warthebrucher 
26 — 1 Thl. ab Bahn bez; Wielerung pr. Juni 264% Tbl. bez., Junt⸗Jult 

25 ½ Tbl. Br, Jull⸗Aug. e ör. Aug.⸗Sept. 24% Tbl. nominell, 

50 


Sept.⸗ Ott. 24 Tl. bez., O Thl. B Kochwaare 50 


E * 
* r. Erbſen, 


A Sept. ⸗Okt. 134— 71 — 45 
5 > 12% au As 
Thl. bez., Juni und Juni⸗Juli 
Br., Juli⸗Aug. 3 a 

U 


ſiand regulirte fi are nur in der W.ife, daß geſtrige Anfangscourfe 
Ne im 
. erlitten. 


Breslau, 15. Juni. Wind: Welt. 
neter Früh 8 Grad Wärme. Bei vorherrſchend matter Stimmung fanden 
die zugeführten Partien nur ſchleppenden Abſatz. 

Weizen ruhig, dr. 83 
68 Sar. wenig erbro dene 54 — 60 Sgr., erwachſene 50 — 52 Sgr., gelte 
druchfteie Waare 54 60, Sgr. wenig erbrochene 50 —56 Sgr., erwachſene 46 
—49 Sgr., ſeinſte Sorte Aber Notiz bezahlt. — Roggen matter, pr. 84 Pfd. 
45—46 Sgr., feinſte Sorte 47 bis 48 Sgr. bezahlt. — Gerſte mait, pr. 
fd. weiße 3738 Sgr., helle 32— 34 Sgr., gelde 30— 1 — Ha⸗ 
fer etwas feſter, pr. 50 Pfund 27 - 9 30 Ser. Erbier fehlen. — 
Wicken angeboten, 59 — 6062 Sgr. — Delfanten ohne Umſatz. — 
upinen wenig zugeführt. — Schleſiſche Bohnen ohne Umſag. — 
— ſchwacher Umſaz. — Rapskuchen ſehr gefragt, 58—60 Sar. 
or. Cen: 


Sar. pr. Sf. Ser. pr. hf. 
Weißer Weizen, alter 60—65—74 Erbſes 60—95—70 
5 5 neuer 59 (4 Wicken 58—60—61 
Gelber Weizen, alter 60 64 69 Luptneen 45—60—75 
je 170 nene; 55 60 Bohnen 70 80 92 
Erwachſener Weizen 46 49 53 Igr. pr. Sack à 150 Pfd. Brutto. 
Roggen 45 46 48 Schlag ⸗Leinſaat 160 —180—190 
Gerſte . 31 33-28 Winter⸗Raps — — — 
. Fa ER 26 29 31 Winter⸗Rübſen — — — 
Kleeſaat ohne bemerkenswerthen Umſatz. 


Kartoffeln pr. Sad & 150 Pfd. Netto 20—24 Sgr., Metze — 13 WE 
Vor der Börſe. 8 n 
e 


Robes Rüböl pr. Ctr. loco 13% Tölr., Juni 13% Xhle, pr. Herb 
14%, Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart & 01 Tralles loco 13% We, 
Juni 13% Thlr., Herbft 14% Thlr. 74 


Verantwortlicher Nedacteur: Dr, Stein. 
Druck von Graß, Bard und Comp, (W. Friedrich) in Breslau 


Weiter: angenehm. Tbermo⸗ 


WBiund weiße bruchfreie Waare 62 lis 


7 


